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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Im angelsächsischen Recht gehören das materielle 
(Privat-) und das formelle (Prozeß-)Recht enger zu- 
sammen als im kontinentalen Recht. Daraus ergibt 
'Sich, daß die zur Vollstr eckbar erklärung ausländi- 
scher Urteile gehörende Scheidung zwischen beiden 
Rechtsgebieten in Großbritannien und Nordirland 
schwerer vollziehbar ist als bei uns. Nach Common 
Law haben die englischen Gerichte ein ausländisches 
Urteil in England nicht für vollstreckbar erklären 
können außer im Wege der Neuaufrollung des im 
Ausland entschiedenen Prozesses. Durch drei Ge- 
setze von 1868 über die Vollstreckbarkeit schotti- 
scher und irischer Urteile in England, von 1920 
über die Vollstreckung der Urteile aller britischer 
Dominions, Protektorats- und Mandatsgebiete, von 
1933 [Foreign Judgments (Reciprocal Enforcement) 
Act] über die Gleichstellung gewisser ausländischer 
Urteile ist aber unter einschränkenden Voraus- 
setzungen in England die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung ndchtenglischer Urteile eingeführt 
worden, wienn auch noch immer in engeren Grenzen, 
als sie die kontinentalen Prozeßordnungen kennen. 
Nach dem Gesetz von 1933 bedarf es aber einer 
Order in Council, um seine Anwendung auf die ein- 
zelnen ausländischen Staaten auszudehruen. Dazu 
besteht die Möglichkeit, wenn sie bereit sind, die 
Gegenseitigkeit durch die entsprechende Behand- 
lung der britischen Urteile herzustellen. 

Das führt dazu, daß mit England zu schließende 
Staatsverträge über diese Materie zur Anpassung 


an den Foreign Judgments Act einen anderen Cha- 
rakter und Inhalt haben müssen als entsprechende 
Abkommen mit anderen Staaten. Bisher sind auf 
Grund des vorbezeichneten englischen Gesetzes von 
1933 das britisch-französische Abkommen vom 
18. Januar 1934 und das britisch-belgische Abkom- 
men vom 2. Mai 1934 zustande gekommen. Der dritte 
Staat, mit dem nun ein Abkommen ähnlichen Inhalts 
ausgehandelt worden ist, ist die Bundesrepublik. 
Die Erfahrungen, die Frankreich und Belgien mit 
den genannten Abkommen gemacht haben, lassen es 
geraten erscheinen, auch von deutscher Seite durch 
die vorliegende Konvention sich den Grundvorstel- 
lungen des Foreign Judgments (Reciprocal Enforce- 
ment) Act anzupassen, da die dadurch eintretenden 
Erleichterungen besonders für die beteiligten Wirt- 
schaftskreise sehr fühlbar sind. Der Staatsvertrag 
beginnt entsprechend dem englischen Gesetz- 
gebungsstil mit einer Reihe von Legaldefinitionen. 
Dabei wird klargestellt, was unter sog. oberen Ge- 
richten zu verstehen ist, auf deren Entscheidungen 
sich das Abkommen allein bezieht. Obere Gerichte 
sind die Landgerichte, Oberlandesgerichte, das baye- 
rische oberste Landesgericht und der Bundesgerichts- 
hof. Nur ihre Urteile können an der Anerkennung 
und Vollstreckung nach dem Abkommen teilnehmen, 
und zwar die Urteile der Landgerichte nur dann, 
wenn sie als erstinstanzliche Urteile ergehen. Die 
Amtsgerichte nehmen also an der Erleichterung der 
Anerkennung und Vollstreckung ihrer Entscheidun- 
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gen nicht teil, ebensowenig wie die Entscheidungen 
der englischen county courts. Dem liegt die Vor- 
stellung zugrunde, daß nur solche Gerichte superior 
courts sind, die ohne Rücksicht auf die Höhe des 
Streiitgegenstandes für die zur Entscheidung ste- 
hende Materie zuständig sind. 

Unter den Zivil- und Handelssachen unterscheidet 
das Abkommen in Artikel IV entsprechend der eng- 
lischen Systematik die Klagen (actions in personam), 
für die es charakteristisch ist, daß das ergehende 
Urteil nur zwischen den Prozeßparteien wirkt — 
hier kommen die Erleichterungen des Abkommens 
nur ln Frage, wenn der Antragsgegner an dem Ver- 
fahren des Urteilsstaates als Kläger oder Wider- 
kläger beteiligt war oder sich als Beklagter der 
Jurisdiktion des Urteilsgerichts unterworfen oder 
im UrteiLsstaat z. Z. der Klageerhebung seinen stän- 
digen Aufenthalt oder wenigstens eine Zweig- 
niederlassung (bei auf diese bezüglichen Schulden) 
hatte — , und die actions wegen unbeweglichen Ver- 
mögens oder die actions in rem wegen beweglichen 
Vermögens; die letzteren nehmen nur dann an dem 
Abkommen teil, wenn das streitige Gut zu Prozeß- 
beginn sich im Hoheitsgebiet des Urteilsstaates be- 
funden hat; bei Immobiliarprozessen Ist diese Vor- 
aussetzung nicht zwingend vorgeschrieben. Die Sta- 
tusklagen einschließlich der Scheidungs- und Ehe- 
sachen fallen als dritte Kategorie von Klagen unter 
das Abkommen, wenn die Zuständigkeit des Ge- 
richts des Urteilsstaates nach dem Recht des An- 
erkennungsstaates anerkannt wird. 

Wenn diese Zuständigkeitsvoraussetzungen ge- 
geben sind. Ist die Anerkennung der ausländischen 
Entscheidung ohne Ihre materielle Nachprüfung ge- 
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sichert mit einigen Ausnahmen für Versäumnisver- 
fahren sowie bei Verstoß gegen die öffentliche Ord- 
, nuilg, den Order Public (Public Policy). Kraft aus- 
drücklicher Vorschrift fallen unter diese Ausnahme 
die Fälle, in denen die Rechtskraft älterer anzuer- 
kennender Entscheidungen über denselben Streit- 
gegenstand der Anerkennung des neuen Urteils 
entgegensteht und in denen betrügerische Machen- 
schaften zu dem Erlaß der Entscheidung geführt 
haben, sowie die Fälle, in denen die völkerrechl- 
lichen Grundsätze über die Grenzen der Juris- 
diktion des Urteilsstaats sowie über die Exterri- 
torialität verletzt worden sind. 

Anzuerkennende Entscheidungen werden auch für 
: vollstreckbar erklärt. Voraussetzung ist aber, daß 
die zu vollstreckende Entscheidung auf Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme lautet, da im eng- 
lischen Common Law diese Verurteilungen noch 
ganz im Vordergrund stehen. Im Vereinigten König- 
i reich muß die Registrierung der zu vollstreckenden 
' Entscheidung in England bei dem High Court, in 
j Schottland und Nordirland bei den entsprechenden 
' Gerichten beantragt werden, während der Antrag auf 
' Vollstreckbarerklärung einer britischen Entscheidung 
' in Deutschland bei dem Landgericht gestellt werden 
: muß. Eine Klage auf Erteilung der Vollstreckungs- 
klausel ist nicht notwendig, so daß die Voll- 
streckbarkeitserklärung in Deutschland im Beschluß- 
, verfahren durchgeführt werden kann. Für alle übri- 
gen Einzelheiten wird auf den Inhalt der Druck- 
sache 2360 und besonders auf die ihr beigegebene 
Denkschrift der Bundesregierung Bezug genommen. 

Der Rechtsausschuß bittet, der Gesetzesvorlage 
t zuzustimmen. 


Februar 1961 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf Drucksache 2360 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 8. Februar 1961 


Der Rechtsaiisschuß 
Hoogen Dr. Wahl 


Vorsitzender 


Berichterstatter 
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